
Der Präsidentdes österreichischenVerfassungsge-
richtshofes, GerhartHolzinger,einbisherdurch
spektakuläre öffentlicheAussagen nichtauffällig
gewordener,seriöserund kompetenter Spitzen-
jurist,hat AnfangOktober für „sterile Aufgeregt-

heit" (Max Weber) gesorgt.Er meinte, esmüsse „ein eminentes
demokratiepolitischesAnliegen sein", dieBevölkerungauf
dem Weg der europäischen Integration so gut wie möglich

„mitzunehmen", also zu informieren, zu kommunizierenund
einzubeziehen.Ein Anliegen, das wohl vieleunterstützen kön-
nen. Als Mittel dazu hat Holzinger nationale Völksabstim-
mungen über künftige EU-Verträge vorgeschlagen.

Damit hat sich Gerhart Holzinger dem Populismusverdacht
ausgesetztund sich Beifall von Werner Faymann, Hans Dichand,
H.-C. Strache & Co - alle nicht als EU-Integrations-Freunde
bekannt-eingehandelt. Statistiker wiederumhaben zubeden-
kengegeben,dassbeinationalenAbstimmungen zu getrennten
Terminen- selbst unter der Prämisse einer hohen Zustim-
mungswahrscheinlichkeit von 90 Prozentpro EU-Land-die
Wahrscheinlichkeit, dass dieReferenden in allen27 Staaten
positiv ausgehen,nur 5,81 Prozent beträgt.EU-Integrations-
Fortschritte wären damit de facto blockiert. Heißt das, dass
man keine direktdemokratischenInstrumente im
EU-Zusammenhangin Österreich undEuropa an-
wenden soll? Nein, natürlich nicht.Ein Referen-
dum birgt für das politischeEstablishmentimmer
den Zwang, offensiv zu kommunizierenund zu
werben.Und genaudieserVerpflichtungistman in
Österreich seitderVolksabstimmungüber denEU-
Beitritt, die imJuni 1994 eine glorioseZwei-Drit-
tel-Zustimmunggebracht hatte,nieernsthaft nach-
gekommen. Genau genommen hat man sie mit
Sprüchen wie „Information ist eine Holschuld"
(zum Lissabon-Vertrag)und einigenAlibi-Inseraten sträflich
vernachlässigt.Fasthat mandenEindruck, als fürchteten sich
die „Eliten" vordemVolk, für das dieEuropapolitikohnehin
viel zu kompliziertundundurchschaubar sei.

Das ist der Humus, aufdem die Anti-EU-Demagogiegedeiht.
Die Gegenthese muss sein, dass bei einer nachhaltigenund
kontinuierlichen Kommunikationmit
Pro und KontraundohneMisstrauen er-
weckendeEuphorie-Propagandadampf-
walzedieMehrheitderBevölkerungvon
den Vorteilen der EU-Integration über-
zeugtund „mitgenommen"werdenkann.
Das magmühsam sein, aber dieser An-
strengung wirdes ineinerkonzertierten
Aktion bedürfen

-

aller pro EU einge-
stellten Opinionleader in Parteien, Me-
dien,Kirchen,SozialpartnernundNGOs,
kurz: der Zivilgesellschaft

DieserProzess solltealle paar Jahre ineine Grundsatzabstim-
mung darüber münden, ob Österreich an der EU-Weiterentwick-
lung teilhabensoll. Dies könnte zum Beispiel mit der Wahl
zum EU-Parlament gekoppelt werden, bei der die erschre-
ckend niedrige Wahlbeteiligunggenau die Kommunikations-
defizitewiderspiegelt.Überdies istes beidieser Wahlbislang
nichtmöglich,zusätzlichzu denösterreichischenAbgeordne-
ten auch über den jeweiligenKommissarund Kommissions-
präsidenten mitzubestimmen.Damitkönnteman sich auch
das würdelose Gezerreumden/dieKommissarskandidaten/
-in ersparen, wie es in diesenWochen Faymannund Pröll
veranstalten.DieDebatte über einenmöglichenKommissions-
präsidenten mit seinemProgramm wäre auch geeignet, den
EU-Wahlkampf zu einem Forum gesamteuropäischer, nicht

nationalerDebatten zumachen.Effektive Europa-
politik braucht eine gemeinsame Öffentlichkeit
und durch Wahlen legitimierte„Gesichter Euro-
pas", sonst wirdsie immer von innerstaatlichen
politischenQuerelenüberlagert sein.

Neben der Attraktivierung der österreichischen
EU-Wahl (der Umgangmit Vorzugsstimmengehört
natürlich auch dazu) wäreesnatürlich höchstwün-
schenswert, wenn es zusätzlich EU-weite Refe-
rendengäbe,beidenendiedoppelteMehrheit zählt

(Mehrheit der Stimmenoder derStaaten).Oder wennsich eine
Gruppe von Staaten- auch direktdemokratischlegitimiert-
entscheidet, einzelne Integrationsschritte als „Kerneuropa"
vorauszugehen. Den Euro gibt es ja auch nicht in allenMit-
gliedsstaaten.Auch das deutscheVerfassungsurteil imKonnex
mit demLissabon-Vertrag zeigtgewisse Grenzen der Souve-

ränitätsübertragung ohne Änderung des
deutschen Grundgesetzesauf und for-
dert zu offensiver Europadiskussion
heraus. Wenn sich die Ermöglichung
der „Mitbeteiligung"der Bevölkerung
aberauf die inAussicht gestellteVolks-
abstimmung über einen allfälligcnEU-
Beitritt der Türkei beschränken sollte,
dannwirdder österreichischeEU-Weg
in eine Sackgasse münden.


